Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1756 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 

t 

Sechsten Gesetzes über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen sowie über die Anpassung 
der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Sechstes Rentenanpassungsgesetz — 6. RAG) 

— Drucksachen IV/ 1584, IV/ 1731 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 

Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für Sozial- 
politik (20. Ausschuß) — Drucksache IV/1731 — bis auf die 

folgenden Änderungen: 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


(Artikel I) 

(Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversidierungen) 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen 
werden aus Anlaß der Veränderung der allgemei- 
nen Berne, ssungsgrundlage für das Jahr 1963 die 
Versicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Ver- 
sicherungsfällen, die im Jahre 1962 oder früher ein- 
getreten sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1964 
an nach Maßgabe der §§ 2 bis 7 an^gepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs, 3 Satz 1 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes erhöh- 
ten Renten von Berechtigten, die das 65. Lebensjahr 
im Jahre 1963 vollendet haben, und die Leistung 
nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 402). 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(Artikel I) 

(Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen) 

§ 1 

(1) unverändert 


(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes erhöh- 
ten Renten von Berechtigten, die das 65. Lebensjahr 
im Jahre 1963 vollendet haben, und die Leistung 
nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 402), wobei von den Größen auszugehen ist, 
von denen die Leistungen abzuleiten sind. 
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(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold 
keine Anwendung. 


(Artikel II) 

(Anpassung der Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung) 

§ 1 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung wer- 
den aus Anlaß der Veränderungen der durchschnitt- 
lichen Bruttolohn- und -gehaltssumme zwischen den 
Kalenderjahren 1961 und 1962 die vom Jahres- 
arbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen für Un- 
fälle, die im Jahre 1961 oder früher eingetreten sind, 
für Bezugszeiten vom 1. Januar 1964 an nach Maß- 
gabe der §§ 2 und 3 angepaßt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, 

soweit der Jahresarbeitsverdienst nach dem 
Ortslohn berechnet ist, 

soweit die Geldleistungen in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung nach einem 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst be- 
rechnet sind, 

soweit die Geldleistungen auf Grund des § 12 
des Zweiten Gesetzes zur vorläufigen Neu- 
regelung von Geldleistungen in der gesetz- 
lichen Unfallversicherung vom 29. Dezember 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 1085) oder auf 
Grund des § 2 Nr. 11 des Gesetzes Nr. 673 
zur Anpassung der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung an die im übrigen Bundesgebiet 
geltenden Vorschriften vom 19. Juni 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1045) gewährt 
werden. 

(2 a) Als Geldleistung im Sinne des Absatzes 1 
gilt auch eine Leistung nach § 27 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 402), die von einem Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren ist. 


(3) In den Fällen der §§ 565, 566 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Sechsten Ge- 
setzes über Änderungen in der Unfallversicherung 
vom 9. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 107) gilt als 
Unfalljahr das Jahr, für das der Jahresarbeitsver- 
dienst zuletzt festgesetzt worden ist. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(3) unverändert 


(Artikel II) 

(Anpassung der Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung) 

§ 1 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(2 a) Als Geldleistung im Sinne des Absatzes 1 
gilt auch eine Leistung nach § 27 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 402), die von einem Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren ist, 
wobei von den Größen auszugehen ist, von denen 
die Leistungen abzuleiten sind. 

(3) unverändert 


2 



Deuitscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1756 


Beschlüsse des 20. Ausschusses Beschlüsse des Bundestages 

in zweiter Beratung 

Artikel IV 

Neufestsetzung der Ortslöhne und 
Schlußvorschriften 

§ 1 

Die Ortslöhne sind für die Zeit vom 1. Januar 1964 
an für den Geltungsbereich dieses Gesetzes binnen 
drei Monaten nach der Verkündung dieses Gesetzes 
neu festzusetzen. 

§ 4 § 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbi. I S. 1) auch im Land Berlin. (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 § 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. in Kraft. 


Bonn, den 11. Dezember 1963 
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